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Die Siebente Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung wurde mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten vom 4. Januar 1966 dem Aus- 
schuß zugewiesen mit der Auflage, dem Plenum 
den Bericht bis zum 20. April 1966 vorzulegen. Die 
Verordnung wurde im Bundesgesetzblatt Teil I 
Seite 2174 am 31. Dezember 1965 verkündet. Nach 
§ 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes hat der 
Bundestag das Recht, in einer Frist von vier Mona- 
ten nach Verkündung die Aufhebung zu verlangen. 

Der Ausschuß hat die Verordnung eingehend ge- 
prüft. Er hat es begrüßt, daß insbesondere 

a) Erleichterungen für die Kleinausfuhr von aus- 
fuhrgenehmigungsfreiem Saatgut geschaffen 
werden, 

b) Verfahrenserleichterungen für die Abgabe von 
Einfuhrerklärungen für bestimmte Bereiche ein- 
geführt werden, 

c) die Freigrenze für die genehmigungs- und pa- 
pierfreie Einfuhr von Waren auf 240 DM erhöht 
wird, 

d) Erleichterungen vor allem für Einfuhren von 
Frankreich ins Saarland gewährt werden, 

e) es durch die Neufassung des § 6 a Abs. 2 ent- 
behrlich wird, laufend Anpassungen an die 
Qualitätsnormen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, die für die Ausfuhr von Obst und 


Gemüse nach Mitgliedstaaten gelten, vorzuneh- 
men. 

Hinsichtlich der Änderung des § 48 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes hat der Ausschuß davon Kennt- 
nis genommen, daß in Zukunft nur noch Rechtsge- 
schäfte über den Erwerb von Spielfilmen einer Ge- 
nehmigung bedürfen. Rechtsgeschäfte über den Er- 
werb von Vorführungs- und Senderechten an Kul- 
tur- und Dokumentarfilmen von Gebietsfremden 
sind genehmigungsfrei geworden. Dagegen ist die 
Herstellung von Filmen, gleichgültig ob es sich um 
Spiel-, Kultur- oder Dokumentarfilme handelt, in 
Gemeinschaftsproduktion mit Gebietsfremden ge- 
nehmigungspflichtig geworden. Die Genehmigungs- 
pflicht stützt sich zusätzlich auch auf § 6 Abs. 2 des 
Außenwirtschaftsgesetzes. Damit können, wie bei 
der Einfuhr von Waren bei der Genehmigungsertei- 
lung die Gefahren für die deutsche Filmproduktion 
berücksichtigt werden, die ihr aus der Preisgewäh- 
rung der Länder mit zentraler Verwaltungswirt- 
schaft möglicherweise drohen. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Erteilung der Genehmigung allein von der Prüfung 
der rechtlichen und wirtschaftlichen Tatbestände ab- 
hängig gemacht wird. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Hohen Haus, von 
seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 9. März 1966 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Serres 

Vorsitzender Berichterstatter 
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